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Zuständigkeitskonflikte und betreuerische Verantwortung
Sachverhalt

Frau S., geb. 1979, als Kind ins Kinderdorf Pestalozzi in Trogen gekommen und dort aufgewachsen, staatenlos oder Bürgerin vom Libanon (bin ich nicht sicher). S. hat eine Ausbildung in einer Wohn- und Behindertenwerkstatt gemacht (sie hat eine ganze IV-Rente und EL). Von dieser Institution aus hat Frau S. einen neuen geschützten Wohn- und Arbeitsplatz gesucht und bei Fam. L. in St. geschnuppert. Es kam aber nicht zu einer Platzierung, da die Hauseltern von S. im Kinderdorf damit nicht einverstanden waren. S. kam also zurück nach Trogen. 
Im Sommer 2001 wurde ich als Beistand (Art. 393/2 und 392/1 ZGB) eingesetzt, mit dem Auftrag, Frau S. in einer geeignete Institution zu platzieren, sie in ihren privaten Anliegen zu unterstützten, die finanziellen Angelegenheiten zu regeln und die Verwaltung des Einkommens auf freiwilliger Basis zu übernehmen. Alle durch die IV und EL ungedeckten Kosten sind mit dem Kinderdorf Pestalozzi abzurechnen (es gibt zwischen dem Kinderdorf und der Gemeinde Trogen einen Vertrag, der dies so vorsieht). Innerhalb von 14 Tagen musste S. untergebracht werden, da die Hauseltern für etliche Wochen in den Libanon in die Ferien reisten und S. nicht alleine in Trogen bleiben konnte. S. wollte unbedingt zur Familie L. in St. Unter dem Zeitdruck wurde diese Platzierung vorgenommen.

 

Im Laufe der Zeit wuchs mein Unbehagen über die Betreuung bei Fam. L. Frau S. hat mich wöchentlich, z.T. mehrmals angerufen und sich über die Familie L. beklagt. Auch von Frau L, bekam ich oft Telefonate, wo sie mich um Rat bat. Im gleichen Takt und mit den gleichen Klagen hat sich Frau s. auch an ihre Therapeutin und auch an die VB Trogen gewendet. In der Folge kam es auch zu verbalen und körperlichen Gewaltsituationen bei Fam. L.: Frau S. hat Herrn L. eine blaues Auge verpasst, er hat sie mehrfach auf den Boden gedrückt.

In der Folge versuchte ich darauf hinzuwirken, dass Frau S. klarere Arbeitsstrukturen bei L. bekommt und dass darauf hingearbeitet wird, dass Frau S.  einen externen geschützten Arbeitsplatz bekommt. 

Fam. L. wollte keine solchen Zielsetzungen formulieren. Es gab weitere ungute Ereignisse. 

In der Folge kündigte ich den Wohn- und Betreuungsvertrag. Diese Kündigung wurde von der VB abgesegnet. Anfänglich war Frau S. bereit, mit mir die weitere Zukunft zu diskutieren. Als es konkret werden sollte, durfte Frau S. nicht mehr mit mir sprechen (von Fam. L. aus). Frau S. deklarierte klar, sie wolle bei L. bleiben. Der Kontakt zu mir brach weitgehend ab. Ich habe in der Folge nur noch die Finanzen erledigt. Das Pestalozzidorf deklarierte klar, dass sie nicht mehr bereit sind, jährlich ca. Fr. 8'000.- an die ungedeckten Kosten zu bezahlen und machte Druck, dass Frau S. in eine IV-anerkannte Institution kommt.

 

Im Kontakt mit Rechtsagent B. wurde geklärt, 

- dass die Kündigung rechtlich korrekt ist. Dies wird von Fam. L. aber immer noch bestritten.

- dass der zivilrechtliche Wohnsitz von Frau S. in St. (Kanton X.) ist, da S. freiwillig dort ist, dort ihren Lebensmittelpunkt hat und urteilsfähig ist.

 

In der Folge hat die VB Trogen 2 x versucht die Beistandschaft nach St. zu übertragen, dies wäre auch im Sinne von Frau S. (Beistandwechsel) und Fam. L.  Der erste Antrag zur Übernahme wurde im April 05 abgelehnt mit der Begründung, dass die Wohnsituation nicht geklärt ist (wegen der Kündigung). Fam. L. wurde in der Folge gebeten mit Frau S. einen neuen Wohn- und Betreuungsvertrag abzuschliessen, damit die Wohnsituation geklärt ist. Ein erneutes Gesuch zur Übertragung der Massnahme durch die VB Trogen im Dezember 2005 (aufgrund des Tatbeweises, dass Frau S. in St. bleiben will) wurde erneut abgelehnt, weil die Finanzierung des Aufenthaltes von Frau S. bei  Fam. L. nicht geregelt ist.

 

Im Kontakt mit Rechtsagent B.  wurde weiter festgehalten:

- der zivilrechtliche Wohnsitz ist in St.

- dass aber Frau S., als libanesische Staatangehörige (oder staatenlose), nur eine Niederlassungsbewilligung im Kanton Y. hat. Weiter dass sie kaum eine Chance hat, eine Niederlassungsbewilligung im Kanton X. zu bekommen (BGE vom 22.11.2005, Urteil 2A.395/2005). Weiter wurde festgehalten, dass trotz des Lebensmittelpunktes (=zivilrechtlicher Wohnsitz?)  in St. eine Übernahme der Beistandschaft durch St. nicht erzwungen werden kann, solange S. nicht über eine Niederlassungsbewilligung im Kanton X. verfügt.

 

In einer Stellungnahme von Herrn Urs Vogel vom 28.2.2006 im „Forum Vormundschaftsrecht“ ist festgehalten: „Besteht zivilrechtlicher Wohnsitz in Z, so hat die VB die Führung der Beistandschaft zu übernehmen, unabhängig der Meldeverhältnisse.“ 

 

Frage: 
1. kann ich nun davon ausgehen, dass auch in obiger Situation, die VB St. die Beistandschaft übernehmen muss, auch wenn die Finanzierung und die Meldeverhältnisse nicht geklärt sind?
2. Falls eine Übertragung der Massnahme nach St. nicht möglich ist, habe ich der VB Trogen empfohlen den Auftrag für mich als Beistand so zu ändern, dass ich  nur noch die Finanzen verwalten muss, aber keine Betreuungsaufgabe mehr habe, womit ich dann auch keine Verantwortung für die Ereignisse bei Fam. L. hätte. Es soll auch eine Meldung an die Heimaufsicht des Kantons X. erfolgen.

Ist diese Variante sinnvoll und stimmt meine Annahme, dass ich (und auch die Behörde) dann keine Verantwortung betr. Betreuung mehr tragen würden.

Erwägungen

1. Die volljährige Frau S. ist verbeiständet und kann – im Unterschied zur bevormundeten Person -  selbständig Wohnsitz begründen. Ihr zivilrechtlicher Wohnsitz hängt also nicht davon ab, wo ihre Beistandschaft geführt wird. Damit sind grundsätzlich drei Fragestellungen auseinander zu halten:

a. Zivilrechtlicher Wohnsitz

b. Vormundschaftsbehördliche Zuständigkeit

c. Sozialhilferechtliche Zuständigkeit.


2. Frau S. hat offensichtlich bei Familie L. in St. ihren Lebensmittelpunkt gefunden und hält sich dort seit mehreren Jahren auf. Als Ausländerin bedarf sie hiezu einer fremdenpolizeilichen Bewilligung, welche ihr offenbar nie erteilt worden ist. Die Familie L., welche Frau S. bei sich aufgenommen hat, hätte diese Beherbergung der Fremdenpolizei melden müssen und bedarf hiezu einer Bewilligung (Art. 2 VO zum ANAG), mithin einer Bewilligung zum Kantonswechsel, weil die Niederlassungsbewilligung für Ausländer nur in jenem Kanton gültig ist, in dem sie ausgestellt worden ist (Art. 8 Abs. 1 ANAG). Einen Anspruch auf Kantonswechsel verschafft die Niederlassungsbewilligung als solche nicht (BGE 127 II 177 E. 2a S. 179 f.;123 II 145 E. 2a S. 149; 116 Ib 1 E. 1c S. 4). Allerdings kann sich ein Anspruch auf Kantonswechsel ergeben, wenn der Ausländer aus einem Land stammt, mit dem die Schweiz einen Niederlassungsvertrag abgeschlossen hat. Gemäss Art. 14 Abs. 4 ANAV kann bei einem Kantonswechsel die Bewilligung im neuen Kanton dem niedergelassenen Ausländer, der heimatliche Ausweispapiere eines Staates besitzt, mit dem ein Niederlassungsvertrag besteht, nur verweigert werden, wenn ein Widerrufs- oder Erlöschensgrund gemäss Art. 9 Abs. 3 und 4 ANAG besteht. Ein Staatsvertrag mit dem Libanon zu diesem Thema findet sich in der systematischen Staatsvertragssammlung des Bundesrechts der Schweiz nicht (0.142., vorbehältlich einer vertiefteren Abklärung von Staatsverträgen mit anderer Thematik). 

Ein Lebensmittelpunkt in der Schweiz liegt nur dann vor, wenn die Absicht dauernden Verbleibens realisierbar ist und ihr insbesondere keine rechtlichen Hindernisse entgegenstehen. Verfügt jemand über keine Bewilligung oder nur über eine Saison-, Grenzgänger oder Kurzaufenthaltsregelung oder besteht (nach vormaliger Jahresaufenthalts- oder Niederlassungsbewilligung) eine rechtskräftige Weg- bzw. Ausweisung oder unbedingte Landesverweisung oder eine Einreisesperre, so kann grundsätzlich auch kein Unterstützungswohnsitz begründet werden (vgl. Art. 10 bis 14 ANAG; ZeSo 2001, 76). Frau S. kann demzufolge ihren Wohnsitz ohne Bewilligung des Kantons X. nicht von Y. nach X. verlegen. Dem Pflegevertrag fehlt damit eine wesentliche Grundlage, ohne fremdenpolizeiliche Niederlassungsbewilligung im Kanton X. ist er nicht durchsetzbar.

3. Nach Art. 20 ZUG werden Ausländer mit Wohnsitz in der Schweiz vom Wohnkanton unterstützt. Für Ausländer gilt die Ausstellung einer Anwesenheitsbewilligung als Wohnsitzbegründung (Art. 4 ZUG). In der Schweiz lebende ausländische Staatsangehörige mit Jahresaufenthalts- oder Niederlassungsbewilligung können nach dem Umzug in einen anderen Kanton schon vor Erteilung der neuen Bewilligung (was gleichzeitig ein Erlöschen der alten Bewilligung bewirkt) einen Unterstützungswohnsitz im neuen Kanton haben. Voraussetzung dafür ist, dass sie dort bereits einen Lebensmittelpunkt mit der Absicht dauernden Verbleibens haben und ihnen zudem der Kantonswechsel noch nicht rechtskräftig verweigert worden ist. Verfügen die betreffenden Personen aber weiterhin über einen Unterstützungswohnsitz im Bewilligungskanton (oder evt. in einem Drittkanton), so muss der (neue) Aufenthaltskanton selbstverständlich ebenfalls nur Notfallhilfe leisten (Art. 13 in Verbindung mit Art. 20 Abs. 2 ZUG, ZeSO 2001, 77).

4. Daraus lassen sich folgende Schlüsse ziehen:

a. Eine Wohnsitzbegründung knüpft zwar auch für Ausländer grundsätzlich nicht an der Schriftenhinterlegung, sondern am Lebensmittelpunkt an. Stehen diesem rechtliche Hindernisse entgegen, kann kein Wohnsitz begründet werden. Es müsste im vorliegenden Fall abgeklärt werden, was die Haltung der fremdenpolizeilichen Organe im Kanton X. zur gegebenen Situation ist: Verweigern sie die Wohnsitzverschiebung, kann kein Wohnsitz begründet werden. Es liegt aber im Aufgabenbereich des Beistandes, die fremdenpolizeilichen Belange für die verbeiständete Person zu vertreten oder die Umplatzierung an einen geeigneten Ort zu organisieren. Dabei kann er sich wie dargelegt auf die fehlende rechtliche Grundlage des Pflegeverhältnisses berufen.
b. Es ergibt keinen Sinn, eine vormundschaftliche Betreuung an einen Ort zu übertragen, an dem der Ausländer keinen Wohnsitz begründen darf. Sobald aber die fremdenpolizeilichen Verhältnisse geklärt sind, ist die Massnahme umgehend zu übertragen, weil die Absicht des dauernden Verbleibens von Frau S. in St. seit Jahren manifest ist. Kommt es zu keiner Einigung, müssen die vormundschaftlichen Aufsichtsbehörden miteinander verhandeln (Art. 44 Abs. 3 BV), allenfalls ist die Übertragung mittels staatsrechtlicher Klage durchzusetzen (Art. 83 lit. e OG).

c. Die sozialhilferechtliche Zuständigkeit bleibt solange im Kt. Y., als Frau S. dort nicht abgemeldet worden ist. Der Kt. X. ist nur für den Notfall zuständig.
d. Ein Beschluss der Vormundschaftsbehörde in Trogen, die Kompetenzen des Beistandes einzugrenzen, wäre unzulässig, wenn damit die Interessen der betreuten Person tangiert werden, wäre rechtlich aber auch gar nicht möglich, weil der kombinierte Beistand von Gesetzes wegen die Interessen der verbeiständeten Person zu wahren hat (Art. 367 ZGB). Die VB Trogen würde sich für allfällige Betreuungsschäden und Interessenverletzungen gegenüber Frau S. verantwortlich machen und könnte den Beistand weder rechtlich noch moralisch davon entlasten, die Interessen der anvertrauten Person solange zu wahren, bis eine Nachfolge ihn ablöst (Art. 444 ZGB).
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 13.3.2006
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